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Wolfgang Storz

Freiheit für jeden Einzelnen
GRUNDEINKOMMEN ■  Es geht nicht nur um die Lösung einer materiellen Frage, sondern auch um die
Stärkung von Bürgerrechten und persönlicher Autonomie

500 Euro oder 1.000 oder gar 1.500 Euro bar
auf die Hand, ohne dafür auch nur einen Hand-
streich zu tun, ohne dafür auch nur eine Zeile
eines Kontrollbogens ausfüllen zu müssen –
was ist das? Die Neuerfindung des Sozialstaa-
tes ohne Paternalismus? Die Vollendung eines
reaktionären neoliberalen Projektes? Das neu-
gegründete Reich für Faulenzer? Oder die Ein-
führung des kommunistischen Kapitalismus
durch »eine informelle grün-rot-schwarze Koali-
tion« wie Wieland Elfferding (Freitag 1/07) ana-
lysiert?

Das Konzept des so genannten allge-
meinen und bedingungslosen
Grundeinkommens erntet Aufmerk-
samkeit, weil sich an ihm die Geister

scheiden. Da gibt es zunächst eine Polarisie-
rung, die unnütz ist. Unter dem Namen
Grundeinkommen und dem knapp daneben
liegenden Begriff der Grundsicherung kann
sich Gegenteiliges verbergen: von einer Un-
terstützung weit unterhalb der Armutsgren-
ze bis hin zur Finanzierung eines menschen-
würdigen Lebens; von der materiellen
Grundlage für ein selbstbestimmtes Leben
bis hin zu einer Politik der Almosen unter
staatlicher Kuratel – es ist alles vertreten.

Weil Dieter Althaus, Milton Friedman,
Kurt Biedenkopf, Thomas Straubhaar und
viele andere auch von Grundsicherung reden,
steckt der, der nicht aufpasst, flugs in einem
Dickicht aus Verdächtigungen und keines-
falls in einer anregenden Debatte über Faul-
heit und Fleiß von Menschen, über die Ver-
meidung von Armut, über die Herstellung
von Freiheit und einen sicheren Sozialstaat.
Diese Rede geht so: Weil die alle dafür sind,
deshalb ist der, der auch dafür ist, auch einer
von denen. Richtig daran ist: Im Prinzip kann
das Konzept des Grundeinkommens Teil ei-
ner neuen und besseren sozialen Politik sein
oder bloß tragendes Element eines effiziente-
ren Managements von Armen-Verwaltung.
Nur: Mit einem Minimum an Nachdenken
merkt jeder ziemlich rasch, wohin der Hase
jeweils läuft. Also: Dieses Thema kann man
getrost kleinhalten.

Antwort auf die Sozialstaatskrise
Dann gibt es eine Polarisierung, die nützt.
Sie entzündet sich – nicht nur, aber vor allem
– an der Frage, ob dieses Projekt überhaupt
machbar ist. Tatsächlich: Wäre es ein biss-
chen realitätstüchtiger, es wäre klarer, weni-
ger missverständlich, damit schwerer (siehe
oben) Verdächtigungen ausgesetzt. Die
Machbarkeitsdebatte – mit der Finanzie-
rungsfrage in ihrer Mitte – steht am Anfang,
nicht am Ende. Ist das monatliche Grund-
einkommen hoch, dann geht den Befürwor-
tern doch zu oft bei der Finanzierungsfrage
die Puste aus. Ist die Summe niedrig, was
bleibt da noch von dem Anspruch, im Zwei-
fel ohne Lohnarbeit und doch in Würde le-

ben zu können. Die Bandbreite der bisher
genannten monatlichen Zahlungen pro Per-
son: Sie reicht von 300 bis 1.500 Euro. Zwei
sehr unterschiedliche Zahlen zum Vergleich:
Nach offiziellen Berechnungen des deut-
schen Staates beträgt die Armutsgrenze pro
Person 940 Euro. Die zweite Zahl: Würde
jeder Bürger allein 600 Euro im Monat er-
halten, beliefen sich die jährlichen Kosten
auf 570 Milliarden Euro. Die Frage der Fi-
nanzierung ist so entscheidend, weil sich aus
ihr mehr als aus anderen Kriterien die tra-
genden Elemente der Gegenrede ableiten las-
sen, die da lautet: Die Gesellschaft finanziert
im Zweifel zwar das Grundeinkommen, er-
schöpft sich aber darin, so dass sie weder in
der Lage ist, zugleich eine leistungsfähige In-
frastruktur an öffentlichen Gütern instand
zu halten noch beispielsweise das solidari-
sche System der Gesundheitsversorgung
weiterzuführen; so würde das Grundein-
kommen gerade für diejenigen, um die es
geht, zur Milchmädchen-Rechnung. 

Und eines gehört auch noch zu dieser Ge-
genrede: Das Grundeinkommen biete den
Unternehmen die Basis, erfolgreicher denn
je ein Lohndumping zu betreiben. Claus
Schäfer, Wissenschaftler am gewerkschafts-
nahen WSI, fürchtet deshalb, das Konzept
des Grundeinkommens könne »gleich
mehrfach die Funktion eines Trojanischen
Pferdes für eine noch weitergehendere Neo-

liberalisierung, Kommodifizierung und
letztlich Entdemokratisierung des gegen-
wärtigen Gesellschaftsmodells sein«. Es ist
unverkennbar: Vor allem die Gewerkschaf-
ten denken, hier werde verantwortungslos
mit sozialstaatsschädlichem Material han-
tiert. Wer dieses Konzept also näher an die
Machtfrage heranführen will, der wird die
Gewerkschaften – wenigstens wesentliche
Teile von ihnen – für sich gewinnen müssen.
Und wem dies gelingen will, der muss sich
noch gute Antworten auf diese Vorbehalte
einfallen lassen.

Warum aber lohnt trotz dieser Mängel, Be-
denken und Gegenreden die weitere Arbeit
an diesem Konzept? Es ist trotz aller vorge-
tragenen Kritik eine sozialstaatlich geprägte
alternative Antwort auf die Krise des Sozial-
staats. Diese Krise hat zwei wesentliche
Quellen. Der Sozialstaat von heute ist zwar –
im Gegensatz zu den Behauptungen der
Konservativen und Neoliberalen – unverän-
dert zu finanzieren, aber nicht länger in der
Art von heute: Aufgrund seiner wesentlichen
Finanzierung über die Sozialversicherungs-
Beiträge verfügt er dann über volle Kassen,
wenn die Arbeitslosigkeit gering ist und er
kein Geld benötigt. Seine Kassen sind genau
aber dann leer, wenn sie voll sein müssten, in
den Phasen der Massenarbeitslosigkeit. Da
Staat und Politik darauf bisher meist mit rigi-
dem Sparen reagierten, ist damit zwangsläu-

fig ein weiteres Problem verbunden: Lohn-
und Erwerbsarbeit bietet in unserer Gesell-
schaft für die meisten Menschen nicht nur
eine materielle Grundlage, sondern auch die
Grundlage für ihre Identität und ihr Selbst-
bewusstsein. Deshalb löst Arbeitslosigkeit
immer eine Doppelkrise aus: eine der materi-
ellen Versorgung und eine der Identität.

Auf die zweite Quelle der Sozialstaatskrise
machen Jürgen Habermas und andere seit
vielen, vielen Jahren aufmerksam. Ihr Argu-
ment: Der Wohlfahrts-Staat greife nicht nur
in den Kreislauf der Wirtschaft, sondern auch
in den Lebens-Kreislauf der Bürger ein. Die
Macht des Staates sei – in Form von Sozial-
gesetzen, der Umsetzung dieser Gesetze in
den Alltag – einerseits unerlässlich, aber an-
dererseits nur vermeintlich unschuldig. So
überziehe nämlich »ein immer dichteres
Netz von Rechtsnormen, von staatlichen und
parastaatlichen Bürokratien den Alltag der
potenziellen und tatsächlichen Klienten«, so
Habermas schon im Jahr 1985. Es komme via
Bürokratisierung und Professionalisierung –
oft unmerklich und schleichend – zu einer
Verformung von Lebenswelten, die destruk-
tiv sei. Somit gebe es einen grundsätzlichen
Widerspruch zwischen Ziel und Methode,
gehe es doch dem sozialstaatlichen Projekt
auch darum, Lebensformen zu stiften, die
Spielräume für Selbstverwirklichung und
Spontaneität freisetzten.

Bornierter Arbeitsbegriff
Aus dieser Krisenanalyse lassen sich zwei
Anforderungen ableiten: Wir kommen mit
dem herrschenden Begriff von Arbeit als rei-
ner Erwerbs- und Lohnarbeit und der herab-
lassenden Vernachlässigung, bestenfalls
beiläufigen Erwähnung von gesellschaftlich
nützlicher, ehrenamtlicher Arbeit, von Fami-
lien- und Erziehungsarbeit nicht mehr wei-
ter. Das Konzept des Grundeinkommens lie-
fert die notwendige Grundlage, um endlich
von »einem historisch ausgesprochen bor-
nierten Arbeitsbegriff«, so der Publizist
Hans-Jürgen Arlt, Abschied zu nehmen; eine
mehr als überfällige Korrektur, sehen wir uns
alle doch bereits auf dem Weg in die Wissens-
und Dienstleistungsgesellschaft.

Und: Eine emanzipative Sozialpolitik kann
sich nicht länger um die Kritik herummo-
geln, dass die Empfänger von Sozialleistun-
gen – subjektiv auf jeden Fall, aber auch auf-
grund von objektiven Strukturen – latent in
ihrem Status als souveräne Bürger gefährdet
sind. Auch hier gilt: Es gibt bisher nur das
Konzept des Grundeinkommens, das
zwangsläufig und in sich schlüssig darauf
eine Antwort bietet.

Und dann gibt es noch einen weiteren
Punkt, weshalb es sich lohnt, das Grundein-
kommenkonzept zur politischen Serienreife
zu bringen. Es ist der bisher einzige Vor-
schlag, mit dem es der Linken gelingen könn-
te, zwei in der operativen Politik bisher un-
vereinbare Werte und Ziele sinnvoll zu verei-
nen: den Wert der kollektiven Solidarität und
den der persönlichen Freiheit. Bisher ging
meist das eine auf Kosten des anderen. Mit
der »offenen Politisierung« (Claus Offe) die-
ser Einkommens- und Verteilungsfrage, was
das Konzept des Grundeinkommens bedeu-
tet, bleibt der Bürger auch Bürger, wenn er
Empfänger von staatlichen Leistungen ist.
Katja Kipping (Linkspartei) charakterisiert
deshalb völlig zu Recht das Grundeinkom-
men als »eine Demokratie-Pauschale«. Mit
dem Grundeinkommen ist etwas untrennbar
verbunden, was sonst immer getrennt ist: Es
geht gleichermaßen um die Lösung einer ma-
teriellen Frage und die Stärkung von Bürger-
rechten und persönlicher Autonomie. So
könnte dieses Konzept dazu dienen, den Pa-
ternalismus, der im Bismarckschen Sozial-
staat steckt, abzuwerfen, ohne den Sozialstaat
zu demontieren. Mit dem Grundeinkommen
würde der Einzelne, auch wenn er schwach
und ohne Lohnarbeit wäre, zum starken Sub-
jekt gemacht, ohne »Held oder Märtyrer
werden zu müssen« (Arlt). Genau daher
rühren vermutlich Vorbehalte, ja Ängste aller
(Macht-)Apparate dieser Nation vor dem
Grundeinkommen. Aber genau hier liegt
auch die Schnittmenge, die für aufgeklärte Li-
berale, sozial denkende Konservative, Linke
und Gewerkschafter eigentlich gleicher-
maßen von Interesse sein müsste. ■

Kapitalismus einzäunen – Proteste am Zaun um Heiligendamm

Marina Achenbach

Auftakt
WIDERSTAND ■  

Mecklenburg-Vorpommern 
vor dem G8-Gipfel

Nun wird um das Seebad Heiligen-
damm der Zaun eingerammt. Amt-
lich heißt er »technische Sperre«, die
Gegner sagen Mauer. Vom 8. bis 10.

Juni des Jahres wollen in der luxuriösen Ho-
telanlage an der Ostsee, 20 Kilometer von
Rostock entfernt, die G 8-Staatschefs mit
noch einigen dazu geladenen Regierungsver-
tretern ausgesuchter Länder ihre jährliche
Konferenz abhalten. Es ist die Klausurtagung
der Wirtschaftsgiganten, die die nächste
Etappe auf ihrer räuberischen neoliberalen
Reise aushandeln.

Diese G 8-Treffen sind von ihrer Anlage
her gegen alle sozialen Bewegungen gerich-
tet. Beide Seiten haben die Provokation von
Anfang an begriffen. Während sich die Staat-
schefs von den Gastländern ohne Rücksicht
aufwändig und martialisch schützen lassen,
rücken die G 8-Kritiker von überallher zum
massenhaften Protest an. – Welche Ideen die-
ser Protest hervorbringt, auch hinsichtlich al-
ternativer Wirtschaftsformen, wie Aktionen
vorbereitet werden, was für Menschen dabei
in Erscheinung treten, welche Bündnisse von
Gruppen zustande kommen, welche Skrupel
und Einwände bedacht werden und wie eine
»Infrastruktur des Protests« entsteht, wollen

wir bis zum Juni verfolgen und beschreiben.
Es wird auch nicht außer Acht bleiben, wie
sich Polizei und Politik vorbereiten und wel-
che Rolle die verschiedenen Medien für sich
wählen.

Bad Doberan und Kühlungsborn sind die
nächstliegenden größeren Orte. Ein Treffen
von Lokalpolitikern fand hier im Januar statt,
zusammen mit der 2001 nach den polizeili-
chen Gewalttaten von Genua gegründeten
»Gipfelsoli Infogruppe«, mit Attac und etli-
chen örtlichen Gruppen. Wenn sich die Bun-
des- und Landesregierung um die G8 küm-
mern, hieß es, dann sei es Aufgabe der kom-
munalen Politik, die aus aller Welt am 2. Juni,
also vor dem Gipfel, erwarteten 10.000 De-
monstranten zu empfangen. Die CDU mel-
dete sich per Brief ab: mit den G 8-Gegnern
rede sie nicht, auch Informationen brauche
sie von dort nicht, die erhalte sie von der Son-
derkommission »Kavala«. Die Kommission
mit dem seltsamen Namen wurde für die
Kontakte zwischen Polizei und Behörden
eingerichtet, hält aber bisher eher Informa-
tionen zurück. So kann der Bürgermeister
von Bad Doberan, Hartmut Polzin, bis heu-
te nicht in Erfahrung bringen, ob vorgesehen
ist, die Stadt während der Konferenztage für
Touristen und Demonstranten zu sperren.

Auch die Evangelisch-Lutherische Landes-
kirche weiß noch nicht, ob sie am Sonntag,
dem 3. Juni, im Bad Doberaner Münster
ihren geplanten zentralen Gottesdienst hal-
ten kann oder nach Rostock ausweichen
muss. Sie stellt die Tage um den G 8-Gipfel
unter das Motto »Heiliger Damm des Ge-
bets«, sie will der Opfer der Verarmung ge-
denken und dafür 100 Kirchen im Norden
Deutschlands gewinnen. Die Kirche scheint
mit ihren Konzepten am weitesten zu sein,
doch das »Rostocker Bündnis« zieht nach,

und als es Anfang Januar zu einem Koordi-
nierungstreffen einlud, saßen im Saal 50 Per-
sonen, die 35 Gruppen und Initiativen ver-
traten.

Bei den Mecklenburgern steigt der Un-
mutspegel. Die wachsenden Kosten, mit de-
nen das finanziell schwache Bundesland
weitgehend allein konfrontiert ist, beunruhi-
gen alle. Schon kriegen es die Menschen über-
all mit Budgetkürzungen zu tun. Seit dem vo-
rigen Jahr stellen sich die G8-Gegner in den
Orten um Heiligendamm vor und erläutern
ihre Kritik. Die Offiziellen operieren mit
dem Trick, gerade die Protestierer seien
schuld an den hohen Kosten. Die rechten
Gruppen versuchen wiederum, Wasser auf
ihre deutschnationalen Mühlen zu lenken. In
diesem Spannungsfeld bereiten sich die ver-
schiedenen Kräfte – weit über Rostock hin-
aus – seit gut einem Jahr auf den Juni vor.

Nur die Eigentümer von Heiligendamm –
die »Fundus-Gruppe« aus Köln – hoffen un-
berührt davon auf einen Nutzen: Sie sehen
künftig die Luxusgäste anreisen, die bisher
ausblieben. Der Zaun um Heiligendamm ist
zweieinhalb Meter hoch, wird in zentner-
schweren Betonklötzen verankert, ist zwölf
Kilometer lang, mit »Unterkriech- und
Übersteigungsschutz«, mit Bewegungsmel-
dern, Kameras und zwei »Kontrollstellen«,
also Eingängen. Einige Landeigentümer
mussten enteignet und entschädigt werden.
Die Kosten für das Hightech-Produkt sind
mit zwölf Millionen angegeben. Den Auftrag
erhielt die Doberaner Firma Metall-Zaun-
Stahlbau GmbH&Co. Kg, die einzigen Ein-
heimischen, die bisher eine Art Vorteil von
der Veranstaltung haben. Nach der Konfe-
renz ist geplant, den Zaun wieder abzubauen.
Ein Dokumentarfilm wird gedreht, der diese
Geschichte erzählen soll. ■


